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KiEw/wARSCHAU/BRÜSSEL. Deutsch-
land und die Ukraine wollen gemeinsam
Drohnen mit einer Reichweite von bis zu
1500 Kilometern produzieren. Berlin set-
ze im Bereich unbemannter Systeme auf
Gemeinschaftsunternehmen zwischen
deutschen und ukrainischen Unterneh-
men, sagte Verteidigungsminister Boris
Pistorius (SPD) bei einem Treffen mit
seinem ukrainischen Amtskollegen My-
chajlo Fedorow am Montag in Kiew.
„Dies gilt natürlich insbesondere für die
gemeinsame Entwicklung und Produk-
tion von Drohnen mit unterschiedlichen
Flugreichweiten, von weniger als 100 Ki-
lometern bis zu 1500 Kilometern“, sagte
Pistorius. Die Entwicklung von Langstre-
ckendrohnen sei von großer Bedeutung.
Sie könnten bei einem massiven Einsatz
die Flugabwehr des Gegners erfolgreich
überwinden und so überlasten, sagte der
SPD-Politiker weiter. „Dies ist eine Mög-

lichkeit, an der wir auch innerhalb der
NATO sehr intensiv arbeiten.“

Pistorius war amMontagmorgen in der
ukrainischen Hauptstadt eingetroffen,
um die Zusammenarbeit mit Kiew im
Verteidigungssektor zu stärken. Der Mi-
nister sagte Kiew zu, ukrainische Sol-
daten in Deutschland weiterhin auszubil-
den – „auch für die Zeit nach einem waf-
fenstillstand“. Dies sei „einer von
mehreren Bestandteilen möglicher euro-
päischer Sicherheitsgarantien“.

in Lettland trat am Sonntagabend Ver-
teidigungsminister Andris Sprūds zurück,
nachdem bereits mehrfach Drohnen den
Luftraum des Landes verletzt hatten. Er
übernahm damit die politische Verant-
wortung für einen Vorfall vom Donners-
tag, als mehrere von Russland abgelenkte
und mit Sprengstoff beladene ukraini-
sche Drohnen über die lettische Grenze
geflogen waren. Zwei davon stürzten in

ein Öllager nahe der Kleinstadt Rēzekne
und beschädigten zwei leere Tanks. Lett-
lands Ministerpräsidentin Evika Siliņa
hatte daraufhin Sprūds Rücktritt gefor-
dert. Die schwierige sicherheitspolitische
Lage und die Suche nach einem Nachfol-
ger erweisen sich für die seit Herbst 2023
regierende linksliberal-konservative Re-
gierung als schwere Belastungsprobe.

indes äußerte sich die EU-Außenbe-
auftragte Kaja Kallas skeptisch über den
Vorschlag von Russlands Herrscher
wladimir Putin, den früheren Bundes-
kanzler Gerhard Schröder (SPD) als
Vermittler im Ukrainekrieg einzusetzen.
Angesichts seiner Vergangenheit als
Lobbyist für russische Staatsunterneh-
men würde Schröder „auf beiden Seiten
des Verhandlungstisches“ sitzen. Auch
in der Bundesregierung war Putins Vor-
schlag auf Ablehnung gestoßen. (Siehe
Seiten 2 und 3.) ogl./lock./T.G.

BERLiN. Der Regierende Bürger-
meister von Berlin, Kai wegner
(CDU), will nach der Abgeordneten-
hauswahl im September erreichen,
dass Demonstrationen leichter
untersagt werden können. „Das ist
ein Alleinstellungsmerkmal, die SPD
findet aktuell nicht die Kraft dazu“,
sagte wegner der F.A.Z. wenn bei
Versammlungen Gewalt drohe, müs-
se es für die Behörden einfacher wer-
den, Demonstrationen zu untersa-
gen. Seine derzeit geringen Zustim-
mungswerte führt wegner unter
anderem auf eigene Fehler in der
Kommunikation zurück. „Der Start
in dieses Jahr, Stichwort Stromaus-
fall, und die Fehler, die ich in der
Kommunikation gemacht habe, wa-
ren mit Sicherheit nicht hilfreich“,
sagte er. Mit Blick auf die AfD sprach
sich wegner für einen anderen Um-
gang der CDUmit der Partei aus. Bis-
her praktiziert die Berliner CDU
einen strikten parlamentarischen
Ausgrenzungskurs gegenüber der
AfD. in den vergangenen Jahren ha-
be die bisherige Strategie aber nicht
den Erfolg gebracht, den sich alle er-
hofften, so wegner: „Es ist nicht
schlau, einfach so weiterzumachen.“
Eine inhaltliche Zusammenarbeit
oder die Bildung einer Koalition mit
der AfD lehnt wegner allerdings ab.
(Siehe Seite 4.) pca./stk.
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Ein 17 Jahre alter Syrer ist wegen der mut-
maßlichen Vorbereitung eines Bombenan-
schlags in Hamburg am Donnerstag fest-
genommen worden. Das teilte die Gene-
ralstaatsanwaltschaft Hamburg am
Montag mit. Der Jugendliche habe für sei-
ne Attacke Ziele wie ein Einkaufszentrum
oder eine Polizeiwache anvisiert. Zu dem
Anschlagsplan inspiriert wurde er den
derzeitigen Erkenntnissen nach durch die
Dschihadistenmiliz „islamischer Staat“.
Bei einer Durchsuchung wurden bei ihm
laut Ermittlern Universaldünger, flüssiger
Grillanzünder, einMesser und eine Sturm-
haube gefunden. F.A.Z.

BERLiN. Die Vorsitzende des Deut-
schen Gewerkschaftsbunds (DGB), Yas-
min Fahimi, hat der Bundesregierung mit
einem „Großkonflikt“ gegen die geplante
Rentenreform gedroht. „ich kann die
Politik nur warnen“, sagte sie am Montag
auf dem DGB-Bundeskongress in Berlin.
Der DGB sei „mobilisierungsbereit,
einen Rentenklau abzuwehren“. Zuvor
hatten die rund 400 Delegierten Fahimi
mit 96 Prozent der Stimmen im Amt be-
stätigt. Für diesen Dienstag wird Bundes-
kanzler Friedrich Merz (CDU) auf dem
Kongress erwartet. (SieheWirtschaft, Sei-
te 15; Kommentar Seite 8.) dc.

MADRiD. Vier der vom Hantavirus-Aus-
bruch auf einem Schiff betroffenen deut-
schen Passagiere stammen demBundesge-
sundheitsministerium zufolge aus Berlin,
Baden-württemberg, Bayern und Sach-
sen. Keiner habe bisher Symptome. Die
Passagiere sollten im Tagesverlauf vom
Uniklinikum Frankfurt aus in die Bundes-
länder gebracht werden. Ein weiterer
deutscher Passagier war nach Großbritan-
nien geflogen worden. Der Deutsche lebe
in Großbritannien. Zu erwarten sei, dass
sie an ihren wohnorten in häusliche Qua-
rantäne kommen, teilte das Ministerium
mit. (Siehe Deutschland und die Welt.) hcr.

Die Verhandlungen zur Beendigung des
Kriegs zwischen den Vereinigten Staaten
und iran stagnieren. Amerikas Präsident
Donald Trump bezeichnete die jüngste
Antwort irans auf den amerikanischen
Vorschlag als „völlig inakzeptabel“ und
drohte Teheran. Er ließ offen, ob er die
Verhandlungen fortsetzen will. iran zeig-
te sich unbeeindruckt und stellte seiner-
seits Forderungen. israels Ministerpräsi-
dent Benjamin Netanjahu will den Krieg
nach eigenen Angaben so lange fortfüh-
ren, bis wichtige Fragen zum iranischen
Atomprogramm geklärt sind. (Siehe Seite
2; Kommentar Seite 8.) F.A.Z.
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Korn aufs Korn nehmen

BERLiN. Der Präsident der Bundesärz-
tekammer, Klaus Reinhardt, hat den Ge-
setzentwurf von Bundesgesundheits-
ministerin Nina warken (CDU) zur Sta-
bilisierung der Krankenkassenbeiträge
kritisiert und zugleich einen Kompro-
missvorschlag unterbreitet. Vor Beginn
des Deutschen Ärztetags an diesem
Dienstag in Hannover bezeichnete Rein-
hardt die bisherige Zahlungsbereitschaft
von Bundesfinanzminister Lars Klingbeil
(SPD) für die Gesundheitskosten von
Bürgergeldempfängern als „Affront“.

Statt zwölf Milliarden Euro, die nötig
seien, wolle der Vizekanzler nur einen
Bruchteil davon zahlen, kritisierte der
Ärztepräsident im Gespräch mit der
F.A.Z.: „Die 250 Millionen, die der Mi-
nister bisher anbietet, sind ein witz, zu-
mal er zugleich den normalen Bundes-
zuschuss um zwei Milliarden Euro

kürzt.“ Um die angespannte Haushalts-
lage zu berücksichtigen, schlug Rein-
hardt vor, der Bund solle im Jahr 2027
zunächst drei Milliarden Euro bereit-
stellen. Die Grundsicherung sei „glas-
klar eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe“. Es sei „unverantwortlich“, diese
auf Beitragszahler und Leistungserbrin-
ger abzuwälzen.

Die Ärzteschaft sei zum Sparen bereit,
die Einschnitte müssten aber „gut be-
gründet und ausgewogen sein“, sagte
Reinhardt. Der Ärztepräsident warnte,
die Politik müsse „ehrlich sagen, dass die
Reformen negative Auswirkungen haben
können, etwa längere wartezeiten oder
weniger Zeit für ärztliche Gespräche“. Er
schlug einen unabhängigen „Versor-
gungs-TÜV“ vor, ein Prüfgremium also,
das jeden gesundheitspolitischen Gesetz-
entwurf auf wartezeiten für Patienten,

Personalbelastung und regionale Versor-
gungssicherheit abklopfen solle. Rein-
hardt appellierte an den Bundestag, diese
Gesetzesfolgenabschätzung bereits im
laufenden Gesetz zu verankern. Persön-
lich befürwortete er die Einführung von
Karenztagen: „Sie wären eine kleine ver-
tretbare Hürde, um das Blaumachen zu
erschweren.“ Reinhardt versprach, war-
ken trotz der Meinungsverschiedenheiten
in Hannover „respektvoll und höflich“ zu
empfangen. Man könne die Ministerin
„nicht für die miserable Lage verantwort-
lich machen, die sie vorgefunden hat“.

Unterdessen sprach sich die Ärztege-
werkschaft Marburger Bund für strengere
Regeln zur Abgabe von Spirituosen aus.
Hochprozentige Getränke sollten aus-
schließlich in lizenzierten „Alkohol-
shops“ angeboten werden, hieß es. (Siehe
Wirtschaft, Seite 17.) itz.

Ärztepräsident fordert mehr Geld vomBund
Reinhardt nennt Zuschuss von 250Millionen einen „witz“ / Ärztetag in Hannover
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In der Wirklichkeit

M it anspruchsvollen worten
hat Keir Starmer am Mon-
tag angekündigt, seine Re-

gierung werde Großbritannien zu-
rück ins „Herz Europas“ führen. Das
war seine Reaktion auf die wahl-
ergebnisse in England, wales und
Schottland in der vergangenen wo-
che. Tatsächlich zeigen die Resultate
in den Kommunen und Regionen,
dass sich der Brexit noch immer –
oder sogar immer stärker – als tiefer
Graben durch die britische politische
Landschaft zieht. Ein Jahrzehnt nach
der Volksabstimmung, in denen die
Austrittseifrigen knapp über die Mit-
gliedschaftsverteidiger siegten, ord-
net sich die Parteienpräferenz der bri-
tischen wähler zunehmend entlang
dieser Frage, die im Grunde ja eine
Vertrauensfrage in die wirksamkeit
politischer Systeme überhaupt ist.

Die in westminster regierende La-
bour-Partei Starmers verlor im Nor-
den Englands und im Süden von wa-
les scharenweise Kommunal- und
Landtagsmandate an Nigel Farages
Reform UK. Das sind genau jene ver-
armten industriegegenden, die zwar
einst klassische Labour-Milieus dar-
stellten, die aber zugleich mit hohen
Mehrheiten für den EU-Austritt
stimmten. Dass Starmer diese ange-
stammten wähler nicht mehr an sei-
ne Partei binden konnte, hat unter
vielen Gründen auch jenen, dass La-
bour zwar den EU-Austritt als schwe-
ren wirtschaftlichen Fehler identifi-
ziert hat, sich aber trotzdem bloß mit
halbem willen Europa zuwendet. Es
fühlt sich an die roten Linien gebun-
den, die Starmer einst aus Rücksicht
auf seine EU-skeptische wähler-
klientel zog. Seine Ansage vom Mon-
tag ändert daran zunächst nichts.

Die ungeduldigen Unzufriedenen
im walisischen wrexham und im
nordenglischen Sunderland haben La-
bour zwar augenscheinlich deswegen
bestraft, weil Starmer bislang ebenso
wenig wie seine fünf konservativen
Vorgänger die politischen Verspre-
chen auf besseren Lebensstandard
und größeres Zukunftsvertrauen hat
einlösen können. Aber dahinter steht
doch der mangelnde Handlungsmut
und Handlungsspielraum einer Regie-
rung, die ihren Kreditrahmen ausge-
schöpft hat, die zu energischen Sozial-
reformen nicht in der Lage ist und die
mit jeweils einemBein auf beiden Sei-
ten des EU-Grabens steht.

Es liegt eine ironie darin, dass sich
die vom politischen Establishment
enttäuschten wähler ausgerechnet
jener politischen Kraft zuwenden,
die durch ihre erfolgreiche Brexit-
Kampagne die Verantwortung für das
Handicap trägt, das auf wirtschaftli-
chem wachstum und gesellschaftli-
chem wohlergehen im Vereinigten
Königreich liegt. Der Rechtspopulist
Farage kann sogar ungestraft neue
Luftschlösser bauen, etwa die wie-

Von Johannes Leithäuser

Am Rand gegenüber lächelt Farage

derbelebung stillgelegter englischer
Kohlezechen oder walisischer Stahl-
werke in Aussicht stellen, Steuersen-
kungen ankündigen und wieder ab-
melden, ohne dass das seine Anhän-
gerschaft deutlich irritierte.

Und während die Reform-Partei die
zukunftsbangen Nostalgiker aus dem
Labour-Lager zu sich lockt, werben
die Grünen um die Klientel mit (mus-
limischem) Migrationshintergrund,
denen Starmers Partei nicht interna-
tionalistisch und palästinasolidarisch
genug ist. Überdies sind da noch die
Liberaldemokraten, die als Einzige
mit beiden Beinen auf der europa-
freundlichen Seite des politischen
Grabens stehen und Labour mit die-
sem unzweideutigen Bekenntnis Kon-
kurrenz zu machen versuchen.

Den Konservativen bescheren die
wahlergebnisse nicht weniger Grund
zur Sorge. Dass sie als Opposition
nicht von den Labour-Verlusten pro-
fitieren konnten, sondern ebenfalls
drastisch viele Mandate verloren,
gibt einen Hinweis darauf, dass der
britische Zweiparteienmechanismus
kaputt ist. Das Mehrheitswahlrecht
wird künftig, bei einer Konkurrenz
von vier oder fünf ziemlich ebenbür-
tigen Kräften, dazu führen, dass sich
wahlkreise mit einem Stimmenanteil
von 25 Prozent gewinnen lassen.
Mehrheitsbildungen können stärker
von Zufällen, Absprachen und Mani-
pulationen abhängen. Die Koali-
tionsbildungen, über die das politi-
sche westminster traditionell die Na-
se rümpft, müssten demnächst also
nicht nach den wahlen, sondern vor-
her stattfinden. Das wären keine in-
haltlichen Verträge, sondern zu-
nächst Personalabsprachen, taktische
wahlkreisbündnisse. Gegenseitig
wird Kandidatenverzicht erklärt wer-
den, um auf diese weise die wahr-
scheinlichkeiten zu erhöhen, dass be-
stimmte Bewerber jeweils wahlkreis-
mehrheiten für sich sichern können.

Die durch Polarisierung zwischen
isolationistischem Populismus und
kooperativem Pragmatismus birgt
eine weitere akute Existenzgefahr für
die Konservativen. Einst standen sie
mit je einem Bein auf beiden Seiten;
das machte den Abschied von der EU
so quälend. Jetzt drohen sie entweder
in die Spalte zu fallen oder dem im-
puls nachzugeben, sich auf eine Seite,
die Austrittsseite, zu retten. Die zu-
rückbleibenden Pragmatisten werden
bei den Liberaldemokraten Aufnah-
me finden. Am rechtspopulistischen
Rand des Grabens aber wartet Farage.

Starmer vermag es nicht,
seine Labour-Partei klar
auf einer Seite des Brexit-
Grabens zu positionieren.

D ie Rücknahme der amerikani-
schen Zusage, konventionell
bewaffnete Mittelstreckenra-

keten in Deutschland zu stationieren,
ist eine für die deutsche Sicherheit
weit schlimmere Nachricht als Trumps
Ankündigung, einen Bruchteil der
US-Soldaten abzuziehen. Beide Maß-
nahmen sprechen jedoch dieselbe
unmissverständliche Sprache. Sie sind
weitere Belege für die strategische
Abwendung von Europa, die eine der
wenigen Konstanten in Trumps
Außenpolitik darstellt. Und sie
demonstrieren auch noch einmal die
Neigung der narzisstischen Mimose
im Oval Office, Politiker und deren
Staatenmit Strafmaßnahmen zu über-
ziehen, die Trumps Dilettantismus
den Spiegel vorhalten.

Daher sollte man in Berlin auch
nicht ausschließlich darauf setzen, die
in Rede stehenden Marschflugkörper
in Amerika kaufen zu dürfen, um sie
in Eigenregie aufzustellen. Außerdem
gibt es bei den Tomahawks wie bei
den Patriots objektive Lieferproble-
me. im Krieg gegen iran wurde schon
viel verpulvert, weswegen die Ameri-

kaner erst einmal wieder ihr Arsenal
auffüllen wollen.

Dass die Europäer und an ihrer
Spitze Deutschland aber ihre Fähig-
keitslücke bei den weitreichenden Ra-
ketensystemen so schnell wie möglich
schließen müssen, steht außer Frage.
Die Ukrainer führen mit ihren Eigen-
entwicklungen vor, wie man die russi-
sche Kriegsmaschine mit Schlägen
gegen Ziele im Hinterland ins Stottern
bringt. Über solche militärischen Fä-
higkeiten müssen auch die europä-
ischen NATO-Staaten verfügen, um
Putin von einer Aggression gegen das
Bündnisgebiet abzuschrecken – und
um ihn am Vormarsch zu stoppen,
wenn er dennoch eine Aggression wa-
gen sollte, auch weil Trump ihm dafür
einen Freibrief nach dem anderen aus-
stellt. Der Kreml hat schon seit vielen
Jahren konventionell wie nuklear be-
stückbare Raketen in Königsberg sta-
tioniert, die Berlin und warschau in
Minuten erreichen können. Das darf
nicht länger mit einer Vogel-Strauß-
Politik beantwortet werden, die man
in diesem Zusammenhang auch Steg-
ner-Mützenich-Politik nennen könnte.

Von Berthold Kohler

Wir brauchen diese Raketen

Gemeinsame Projekte: Die Verteidigungsminister Mychajlo Fedorow und Boris Pistorius am Montag in Kiew Foto dpa


